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Der 60 Senat des Bundessozialgerichts hat in der münd—

lichen Verhandlung vom 210 September 1967

durch

Senatspräsident Dr() L a n g k e i t

—Vorsitzender—9

Bundesrichter S p i e l m e y e r und
Bundesrichter Schroeder—Printzen‚

Bundessozialrichter Dro D e g e n h a r d und

Bundessozialrichter Dro D e p p e
für Recht erkannt:

Auf die Revision der beklagten .o°oo°oo„oooooooo„ooo„co
wird das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—

Vestfalen vom 280 September 1965 aufgehobeno

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückverwieseno
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Der Kläger, ein in Essen zur Kassenpraxis zugelassencr

Facharzt für Augenkrankheiten9 und die beklagte Kassen—

ärztliche Vereinigung (KÄV) streiten darüber, mit welchen
Gebührensätzcn die Beklagte bestimmte Vorrichtungen des

Klägers (Untersuchung der Augen mit der Spaltlampe‚ ein—

gehende anatomische Augenuntersuchung) in der Zeit von
1959 bis Ende 1962 bei der Honorarverteilung zu berück—

sichtigen hatteo ’

Die Preussische Gebührenordnung für approhierte Ärzte und

Zahnärzte vom 10 September 1924 (Preugo) iodoF„ der Ver—

ordnungen vem 110 Dezember 1952 und 80 Juli 19579 nach der

der Kläger seine kassenärztlichen Leistungen während der

streitigen Zeit —20 Vierteljahr 1959 (II/59) bis 40 Viertel—
jahr'962 (IV/62)— abrechnete9 enthielt für die genannten

Verrichtungen keine Gebührensätze; sie wurden deshalb Von

der Beklagten bis zum Jahre 1958 gemäß % 10 Preugo nach

den Sätzen für "gleichwertige Leistungen“ vergütet° Las

geschah in der Weise9 daß Untersuchungen mit der Spaltlampe

wie Untersuchungen mit dem Sideroskop (Ziffo 91 c Prcugo)9

doho zuletzt mit 6,40 DM? eingehende anatomische Augen—

untersuchungen wie eingehende Untersuchungen der Sehkraft

(Ziff° 91 a Preugo), d„h° zuletzt mit 4,80 DM; abgerechnet
wurdeno

Im Jahre 1958 stellte die Kassenärztliche Bundesvereinigung

(KBV) für die in der Preugo nicht verzeichneten ärztlichen

Verrichtungen eine Liste von sogenannten analogen Bewertun—

gen auf° Nach dieser Liste? die der Vorstand der KBV am

70 Februar 1958 beschloß und der der Länderausschuß der KBV
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am 180 Juni 1958 zusti*mte9 wurden u„ao Augenuntersuchungen

mit der Spaltlampe (A 505 der Liste) nur noch wie Untersuchungen

mit dem Tonometer (Ziffo 91 d Preugo)9 doho mit 4980 DM9 eingehen—

de anatomische Augenuntersuchungen (A 501.dcr Liste) wie eingehende

Untersuchungen der Brustetund;Bauehorganc.(Ziffo 19 Preugo)‚ doho mit
3920 DH‚bewerteto '

Mit einem Beschluß vom 240 September 1958 erklärte der Vorstand

der beklagten KÄV die Liste für die Mitglieder der Beklagten mit
Jirkung‚vom 10 Oktober 1958 für verbindlich„ Die Abrechnungsstelle

Essen der Beklagten gab diesen Beschluß durch Rundschreiben vom

250 Dezember 1958 allen bezirksangchörigcn Kassenärzten$ unter

ihnen auch dem Kläger9 bekannt und verfuhr danach seit dem

20 Quartal 1959 bei der Honorarabreehnungo

Beschwerden des Klägers9 mit denen er die Neubewertung der ge—

nannten Verrichtungen beanstandete9 wies der Beschwerdeausschuß

der Beklagten —Bezirksstelle Ruhr— zurück? und Zxar hinsichtlich

der Spaltlampenuntersuchungen in der Sitzung vom 240 Juli 1959

(Bescheid vom 170/190 August 1959) und hinsichtlich der ana—
tomischen ßugenuntersuchungen in der Sitzung vom 4° Dezember 1959

(Bescheid vom 70 Dezember 1959)° Auch ein gegen den zuerst ge—
nannten Bescheid eingelegter weiterer Widerspruch des Klägers

wurde vom Vorstand der Beklagten mit Bescheid vom 270 Oktober 1959

zurückgewiesen°

Das Sozialgericht (SG) gab der Klage statt und verurteilte die

Beklagte unter Aufhebung der angefochtenen Bescheide, die alle

des 20 Quartal 1959 betrafenp die Spaltlsmpenuntersuchung wieder

nach Ziff() 91 c Preugo und die anatomische Augenuntersuchung nach

Ziff° 91 & Preugo zu bewerteno Es hielt den Beschluß des Vorstands

der Beklagten vom 240 September 1958 nicht für verbindlich9 weil
die Regelung der Honorerverteilung nicht Sache des Vorstands,

sondern der Vertreterversammlung dor KÄV seio Hinsichtlich der Be—
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wertung der Spaltlampenuntersuehung folgte das SG einem

—in einer Parallelsaehe eingeholten— Gutachten des Direk—

tors der AkademieeAugenklinik Düsseldorf9 Profo Dr° antr—

2129 vom 70 März 1961 (Urteil vom 30° Juni 1961? in dem

ldie Berufung zugelassen wurde)°

" Die Berufung der Beklagten hatte keinen Erfolg() Das Landes—
sozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen bestätigte das Ur—

teil des SG, das lediglich über die für II/59 ergangenen

Bescheide entschieden hatteo Darüberhinaus verurteilte das

LSG die Beklagte —naehdem es weitere Bescheide der Beklag—

ten nach 5 96 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) in den
Rechtsstreit einbezogen? der Kläger seine Anträge ent—

sprechend erweitert und auss rdem Anschlußberufung einge—

legt hatte—9 auch für die folgenden Quartals bis einschließ—

lich IV/62 jede abgerechnete Spaltlampenuntersuehung mit

6,40 DM und jede eingehende Augenuntersuchung mit 4,80 DM

zu vergüten: Die von der KBV aufgestellte Liste von ana—

logen Bewertungen enthalte keine normative R gelung9 die

KBV habe sie nicht mit verbindlicher Wirkung für die Mita

glieder der beklagten KÄV beschließen könneno Die Liste sei

für den Kläger auch nicht durch den Beschluß des Vorstands

der Beklagten vom 24° September 1958 verbindlich geworden°

Entweder habe dieser Beschluß nur verwaltungsinterne Be—

deutung gehabt oder
er sei9 wenn als Rechtsnorm erlassen;

wegen unzulänglieher Bekanntgabe nicht wirksam geworden„

Als Rechtsnorm hätte er nämlich nach der Satzung der Be—

klagten im Rheinischen Ärzteblatt veröffentlicht werden

müssen, was nicht geschehen sei; die Bekanntgabe durch

Rundschreiben habe nicht genügt() Aucheän im Dezember 1962

ordnungsgemäß veröffentlichter Beschluß der Vertreterver—

sammlung der Beklagten vom März desselben Jahres habe die

analogen Bewertungen nicht rückwirkend für die streitige

Zeit in Kraft gesetzto Die Gerichte hätten deshalb die

..5..
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Höhe der Vergütung9 die dem Kläger bis Ende 1962 für die frag—

lichen Leistungen zustehe‚ von sich aus zu ermitteln? und zwar

nach Maßgabe von © 10 der Preugo° "Gleichwertige Leistung" im

Sinne dieser Bestimmung sei für die stereomikroskopische Spalt—

lampenuntersuchung der Augen nach ihrer optischen Eigenart9

ihrem Umfang und ihrer Schwierigkeit die "mikroskopische Unter—

suchung von Körperflüssigkeiten und Ausscheidungen mit inwendung

von Färbeverfahren oder Dunkelfeld“ (Ziff0 20 a 2 Preugo : Ge—

bührenwert von 6940 DM)° Das ergebe sich aus einem von Prof°

Cr::;g:r.cm 190 Juni 1962 erstatteten weiteren Gutachten und

einem Gutachten des Direktors der Universitäts—Augenklinik Hom—

burg (Saar)9 Prof° K1133119 vom 230 Februar 1965„ Mit Prof0

19313113:30i ferner anzunehmen9 daß die eingehende anatomische

Augcnuntersuchung in ihrer Wertigkeit.der eingehenden Untersuchung

der Ohren (Ziffo 113 a Prcugo) mit einem Gebührenwert von 4,80 DM

am nächsten kommeo Beide Leistungen beträfen ein empfindliches

Sinnesorgan9 die Untersuehungsteehnik folge den gleichen

physikalischen Prinzipien und auch das Maß der erforderlichen

taktilen und diagnostischen Geschicklichkeit sei in beiden

Fällen gleich° Eines von der Beklagten ausserdem beantragten

innerfaehärztlichen Gutachtens bedürfe es nichto Ausser Betracht

müsse für die Bewertung der streitigen Leistungen auch die neue
ärztliche Gebührenordnung vom 180 März 1965 bleibeno — Die Ione—

rarbeacheide der Beklagten für die Quartals III/59 bis lV/62

seien nach @ 96 SGG Gegenstand des Verfahrens geworden9 auf eine

Nachprüfung dieser Beseheide habe der Kläger weder ausdrücklich
noch stillschweigend verzichteto Soweit diese Beseheide noch

während des erstinstanzliehen Verfahrens ergangen seien? habe

der Kläger sie? schon aus Gründen der Prozeßökonomie, mit der

Anschlußberufung vor das Berufungsgericht bringen können, obwohl

das SG nicht über sie entschieden habe° — Die von der Beklagten

benannten Krankenkassen und Kassenverbände seien nicht beigeladen
werden? weil weder ein Fall der notwendigen Beiladung vorliege9
noch deren berechtigte Interessen durch die Entscheidung berührt

würden (Urteil vom 280 September 1965)°
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Gegen dieses Urteil hat die Beklagte die vom LSG zuge—
'lassene Revision eingelegt: Das Berufungsgericht irre?

wenn es der von der KBV aufgestellten Bewertungsliete den

normativen Charakter und die Verbindlichkeit für die Fit—

glieder der Beklagten abgesprochen habe„ Das LSG habe au
die rechtliche Bedeutung des Beschlusses des Vorstandes der

VBeklagten vom 240 September 1958 verkannto Es habe ferner

übersehen9 daß die von der Beklagten in den angefochtenen

Bescheidcn vorgenommene Leistungsbewertung von den Gerich—

ten der Sozialgerichtsbarkeit nur bes hränkt nachgeprüft

werden könneo Im übrigen sei ein Betrag von 6940 DM für

Spaltlampenuntersuchungen und von 4,80 DM für eingehende

Augenuntersuchungen "jedenfalls im Rahmen und Gesamtgefüge

der für kassenärztliche Vorrichtungen vorgesehenen Ver—

gütungen" nicht angemessen gewesen0 Das LSG hätte hierzu

noch einen Sachverständigen aus einem anderen Fachgebiet

hören oder eine Auskunft eines mit Ärzten verschiedener

Fachgebiete "paritätisch" zusammengesetztcn Gremiums

(zd3° der Bundesärztekammer) einholen müsseno Schließlich

hätte das LSG nicht über die erst während des gerichtlichen

Verfahrens ergangenen Bescheide der Beklagten mitentschei—

den dürfen9 zumal sich aus dem Verha ten des Klägers er—
gebe, daß er auf die Anfechtung dieser Beseheide verzich—

tet habe° Dem Beiladungsantrag der Beklagten sei zu Unrecht

nicht entsprochen werden°

Die Beklagte beantragt mit der Revision9

das Urteil des LSG Nordrhein—$estfalen vom
280 September 1965 und das Urteil des BG

Düsseldorf vom 300 Juni 1961 aufzuheben und ‘

die Klage abzuweisen‚ ”}

‚hilfsweise,

den Rechtsstreit zur neuen Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuverweiseno

_ 7 _
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Der Kläger beantragt9

die Revision der Beklagten zurückzuweiseno

Er hält das angefochtene Urteil im Ergebnis und in der Be—

gründung für zutreffend und hat ergänzend vorgetragen;

Der Beschluß des Vorstandes der Beklagten vom 240 Septem—

ber 1958 verstoße9 selbst wenn er als solcher wirksam zu—

stande gekommen sein sollte9 gegen höherrangige Normen der

EVO und des Grvndgesetzeso 5 368 f EVO gestatte der Bek egten

nicht9 bei der Honorarverteilung neben der Preugo einen eige—

nen Gebührcntarif in Gestalt analoger Bewertungen anzuwendene

Mit dem genannten Beschluß habe die Beklagte auch ihre allen

Ärzten gegenüber obliegende Treuhänderpflicht zur sachgerech—

ten Verteilung der kassenärztlichen Gesamtvergütung verletzto

Keinesfalls hätten die früher angewendeten Gebührensütze ohne

Anhörung der betroffenen Augenärzte herabgesetzt werden dürfen°

Die dadurch eingetretene Unterbewertung der hier streitigen
Leistungen beeinträchtige das durch Art° 14 GG geschützte R cht

der Augenärzte auf angemessene Vergütung und ihre berufliche

Betätigungsfreiheit (Arto 12 GG) und behandele sie gegenüber

anderen Ärzten willkürlich ungleich (Arte 3 GG)O

II

Die Revision der beklagten KÄV ist begründet„ Das LSGhat sie
verpflichtet? bei der Verteilung der kassenärztlichen Gesamt—

vergütung in den streitigen Abrechnungsquartalen (II/59 bis

IV/62) bestimmte Leistungen des Klägers —Untersuchungen der

Augen mit der Spaltlampe und eingehende Augenuntersuchungen—

nach höheren Gebührensätzen zu vergüten9 als in den angefoch—

tenen Abrechnungsbeseheiden geschehen ist° Für eine solche

Verurteilung reichen die bisher getroffenen Feststellungen

nicht auso
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Über den vorliegenden Rechtsstreit kann in der Sache ent—

schieden werden? obwohl das der Klage vorangegangene Ver—

waltungsverfahren nicht fehlerfrei isto Der Kläger hatte

nach Erhalt der Honorarabrechnung für das 20 Q artal 1959
in mehreren Schreiben an die Beklagte beanständet9 daß die

örtliche Abrechnungsstelle für die erwähnten Leistungen

eine zu niedrige Gebühr angesetzt habeo Seine Beanstandun—

gen wurden vom Beschwerdeausschuß der Bezirksstelle Ruhr

der Beklagten zurückgewiesen (Bescheid vom 170/190 fugust

1959 betrt Spaltlempenuntersuehungen9 Bescheid vom 70 De—

zember 1959 betro Augenuntersuchungen)o Zum Erlaß dieser

Bescheide war der Besehwerdeausschuß nicht zuständigo

Nach @ 10 des seinerzeit gültigen Honorarverteilungsmaß—

stabs (HVM) der Beklagten vom 250 Bebruar 1953 hatte er
lediglich über Beschwerden gegen Festsetzungen des Prüfungs—

aussehusses zu
entscheiden, war also9 wie jener9 eine Ein—

richtung der Beklagten "zur Überwachung der Wirtschaft—

lichkeit der kassenärztliehen Versorgung im einzelnen"

(@368n Abso4 Satz 1 RV0)%Mit einer Prüfung der Wirt—
schaftlichkeit im Sinne dieser Vorschrift hat aber die

hier streitige Frage, welche Gebühr für eine ärztliche
Leistung anzusetzen ist9 nichts zu tun; auch mittelbar

besteht insoweit kein Sachzusamenhang9 der es sonst

möglicherweiSe erlaubt, den Prüfungsorganen die Erledigung

eines Verwaltungsgeschäftes zu übertragene Daß —Von solchen

Fällen abgesehen— die Prüfungsinstanzen auf den ihnen ge—

setzlich erteilten Auftrag beschränkt sind, hat der Senat

schon wiederholt entschieden (vgl° BSG 219 2559 236; 267

174 betro Honorarkürzungen wegen übermäßiger Ausdehnung

der kassenärztliehen Tätigkeit)°

Hiernaeh hätte das Widerspruchsvsrfehren‚ des in hessen—

arztsaehenchr Klageerhebung grundsätzlich vorengehen muß

(vgl° BSG 259 120), nicht vor dem genannten Beschwerdeaus—

..9...
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schuß stattfinden dürfen; zuständig war vielmehr die von der

Vertreterversammlung bestimmte hiderspruehsstelle (% 85 Abs„ 2

Nr° 2 SGG); als solche kann auch der Vorstand der KÄV bestellt

werden (vglo BSG 89 256, 258; 26‚ 1749 177)0

Tatsächlich hat hier, soweit es sich um die gehührenmäßige Be—

wertung der Spaltlampennntersuchungen handelt? der Vorstand

der Bekl gten nachträglich entschieden (Bescheid vom 270 Okto—

ber1959)° Im übrigen9 doh„ hinsichtlich der Bewertung der

Augenuntcrsuchungen9 ist dagegen nur der —unzuständige— Be—

schwerdeausschuß tätig geworden° Dieser Mangel wiegt indessen

nicht so schwer? daß deswegen das Widerspruchsverfahren, soweit

es allein vor dem Beechwerdeausschuß stattgefunden hat? im

Rechtssinne als ein Nichts anzusehen und insoweit dem nachfol—

genden Gerichtsverfahren die Grundlage entzogen wäreo Immerhin

ist auch mit dem Beschwerdeausschuß eine Stelle tätig geworden?

der nicht jede Zuständigkeit fehlte‚ für die Beklagte zu handeln„

In einem solchen Fall einer nur "relativen" Umzuständigkeit hat

das Gericht den Widerspruchsbescheid auf seine inhaltliche Rich—

tigkeit jedenfa7ls dann zu prüfen‚ wenn di ser —wie hier— keine

Ermessensentscheidung ist (vgl„ BSG 24, 134, 137; 269 177)„

Mit Recht hat das LSG auch die Bescheide der Beklagten für die

Abrechnungsquartale III/59 bis IV/629 über die das SG nicht ent—

schieden hatte, überprüft° Der Senat hat schon in einer früheren

Sache, in der der Kläger ebenfalls einen Honorarbeseheid wegen
angeblich unrichtigen Gebührenansatzes angefochten hatte und

während des Prozesses weitere Bescheide für die folgenden Ab—

rechnungszeiträume ergangen waren9 ausgesprochen, daß auch

solche Folgebescheide Gegenstand des gerichtlichen Verfahrens

werden, wenn sie die Honoraransprüche des Klägers in demselben

Sinne wie der erste Bescheid regeln und deshalb vom Kläger mit

derselben Begründung angegriffen werden; 5 96 SGG sei dann ent—

sprechend anzuwenden‚ im Berufungsverfahren über 5 153 SGG

..1o-'.
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(vgl[) SozR Nro 14 zu @96 SGG9 und BSG 189 93 f; vgl°

ferner SozR Nr„ 19 zu © 96 SGG? wonach das Gesagte auch
für Bescheide gilt9 die zeitlich nicht unmittelbar auf den

angefochtenen folgen)°

Nach dieser Rechtsprechung‚ an der der Senat trotz der von

der Beklagten geäußerten Bedenken £esthält9 hatte das Be—

rufungsgericht als Gericht erster Instanz (BSG 18‚ 231) über

diejenigen Abrechnungsbescheide der Beklagten mitzuentschei—

den‚ die nggh Einlegung der Berufung (70 September 1961)

ergangen waren, dh() über die Bescheide für 11/61 und die

folgenden Quertnle bis lV/62; auf die Zeit bis Ende 1962

hatte der Kläger seine Berufungsanträge ausdrücklich be—

schränkt (vgl° SozR Nr° 15 zu 5 96 Leitsatz 2)o

Darüberhinauei hat das LSG mit Recht über die Bescheide ent—

schieden, die nach Erlaß der ursprünglich allein angefochte—

nen9 aber noch‘gg; Einlegung der Berufung ergangen sind? die

mithin die Quartale III/59 bis 1/61 betreffeno Über sie
hätte an sich schon das SG entscheiden müssen9 da der Rechts—

streit, als sie ergingen‚ noch in der ersten Instanz an—

hängig waro Die Beklagte hatte aber dem SG entgegen @96
„bs„ 2 SGG keine ;bsehriften der späteren Beseheide über—

sandt‚ weil sie 5 96 SGG hier anscheinend für nicht anwend—

bar gehalten hatteo Hätte das SG von den Beseheiden Kenntnis

erhalten9 so hätte es bei richtiger Anwendung des 5 96 SGG

auch über sie mitentschieden; es hatte keinen Anlaß, nur

ein Teilurteil über die ursprünglich allein angefochtenen

Bescheide für das Quartal 11/59 zu erlassen, da der Rechts—

streit im ganzen zur Entscheidung reif war (vgl„ @ 301 ZPO)o

Mit der Berufung der Beklagten wäre dann dem LsG auch die

Entscheidung über die Bescheide für III/59 bis 1/61 enge—
fallen°
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Dasselbe Ergebnis hat der Kläger hier dadurch erreicht, daß

er die genannten Bescheide mit der Anschlußberufung vor das

LSG gebracht und die Beklagte dem nicht widersprochen hat,

Auch für den Zivilprozeß wird überwiegend angenommen, daß

jede Partei des Berufungsverfahrens einen von der Vorinstanz

nicht erledigten Teil des Rechtsstreits vor das Berufungsge—

richt bringen kann —der Berufungskläger durch einen Antrag

auf völlige Abweisung der Klage, der Berufungsbeklagte durch

Dinlcgung einer Anschlußberufung—, sofern die Gegenseite sich

rügclos darauf einläßt (vgl, BGHZ 8, 383; BGH in Lindenmaier—

Köhring Nr, 4 zu @ 305 ZPO; Baumhach—Lautérbach, ZPO, 29() Aufl„,

5 557 Anmo'1 B; Rosenberg, Lehrbuch des deutschen Zivilprozeß—

rechts, 90 Auflo, @ 137 II, S0 682; anderer Ansicht Lent, NJW

1954, 640,und Schwab„■ä59,
1824; offengclassen in BGHZ50, 213),

Im vorliegenden Fall hat sich die Bekla°tc auf den mit der An—

schlußberufung gestellten intrag des Klägers eingelassen, das

LSG hat deshalb mit Recht über ihn entschieden,

Auch der Umstand, daß die nach Erhebung der Klage ergangenen

Bescheide der Beklagten bis auf einen nicht zunächst im Vorver—

fahren nachgeprüft worden sind, hinderte das LAG nicht, über sie

zu entscheiden (vgl, BSG 18, 95)(]

Schließlich ist das Verfahren des LSG nicht deswegen mangelhaft,
weil es dem Antrag der beklagten KÄV auf Beiladung einer Reihe

von Krankenkassen und Kassenverbänden nicht entsprochen hat°

Diese mögen zwar an dem Ausgang des Rechtsstreits wirtschaftlich

interessiert sein; sie änd aber an dem streitigen Rechtsverhält—.

nis nicht derart beteiligt, daß die Entscheidung auch ihnen gegen—
über nur einheitlich ergehen kann (@ 75 Abs° 2 SGG)° Ein Zwang

zur Beiladung bestand deshalb für das LSG nichto Es lag vielmehr

in seinem Ermessen, ob es die beantragten Beiladungen vornehmen

oder von ihnen absehen wollteo Daß es mit der Unterlassung der

Beiladungen die Grenzen seines richterlichen Ermessens über—
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schritten hat9 ist nicht ersichtlich° Ein Verfehrensmangel;

der zur Aufhebung des Vorderurteils nötigen ■irde‚ liegt

somit nicht vor°

In der Sache hat die Revision der Beklagten jedoch Erfolg?

da das Urteil des LSG durch die bisher getroffenen Fest—

stellungen nicht getragen wirdo '

Nach welchen Gehührensätzen Spaltlempenuntersuchungen der

Augen und anatomische Augenuntersuchungen in der fraglichen
‘Zeit (II/59 bis IV/62) bei der Honorarverteilung zu berück—.
sichtigen waren9 richtete sich bis zum 2() Quartal 1960

nach dem KVM der Beklagten vom 250 Februar 1953 und für

die folgenden Quartale nach dem HVM vom 280 Mai 1960 mit
Änderungen vom 170 Februar 1962° Beide Verteilungsrege—

lungen verwiesen für die Bewertung der ärztlichen Leistun—

gen —ausdrücklich (vgl° @ 4 des HVM vom Jahre 1953) oder
sinngemäß— auf die seinerzeit gültige amtliche Gebühren—

ordnung für Ärzte und Zahnärzte (Preugo) mit Änderungen

durch die preisrechtlichen Verordnungen PR Nro 74/52 vom

11a Dezember 1952 und PR Nr° 10/57 vom 8° Juli 19570

In dem Gebührenverzeichnis der Preugo waren die hier

fraglichen Leistungen nicht aufgeführte Gleichwohl wurden

sie9 auch in der Verwaltungspraxis der Beklagten9 als selb—

ständige und deshalb ebrechnungsfähige Leistungen enge—

sehen (vglo jetzt die neue Gebührenordnung für Ärzte vom
180 März 1965? BGBl 19 SO 899 die im Anschluß an die sog°

Ersatzkassen—Adgo die Spaltlampenmikroskopie der vorderen

und mittleren Augenabschnitte unter Nr{) 531 des Leistungs»

verzeichnisses ausdrücklich nennt und eingehende anatomi—

sche Augenuntersuehungen durch die neue‚ allgemein ge—

haltene Nr° 25 erfaßt)„ Zweifel konnten während der Gel— *
tungszeit der Preugo nur über das Verhältnis der beiden
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genannten Leistungen zueinander bestehen9 namentlich in der

Hinsicht9 ob eine Sgaltlampenuntersuchung in einer gleich—

zeitig durchgeführten anatomischen Augenuntersuchung "aufging"

und deshalb neben ihr nicht berechnungsfähig war (so jetzt die

neue Gebührenordnung in einem Zusatz zu Nr„ 25)‚ ob umgekehrt

die Augenuntersuchung hinter der Spaltlampenuntersuchung zurück—

trat (dafür sprach @7 Abs„ 2 Preugo) oder ob etwa beide

Leistungen nebeneinander zu vergüten wareno Wie immer diese

Zweifel auch zu lösen waren‚ die Abrechnungsfähigkeit der
Leistrngen als solche wurde durch sie nicht berührto

Als grundsätzlich abrechnungsfähige‚ in der Preugo aber nicht

aufgeführte Leistungen9 waren sie nach deren 5 10 “nach Maßgabe

der Sätze? die für gleichwertige Leistungen gewährt werden9 zu

vergüten"° Aufgrund dieser Bestim ung hat die Beklagte lange

Zeit Spaltlampenuntersuchungen wie Untersuchungen mit dem Sideros—

kop (Ziff° 91 c Preugo) mit zuletzt 6940 DM‚ eingehende Augenunter—

suchungen wie eingehende Untersuchungen der Sehkraft (Ziff° 91 a
Preugo) mit zuletzt 4980 DM vergütet° Das änderte sich erst9 naeh—

dem im Jahre 1958 die KBV —Vor allem auf Drängen der sogo über—

regionalen Krankenkasscn— eine Liste sogo analoger Bewertungen

aufgestellt und der Vorstand der Beklagten diese für die Mitglieder

der Beklagten als verbindlich erklärt hatteo Nach Ziffo A 505 der

11euen Liste wurden nämlich Spaltlampenuntersuchungen nur noch wie

Untersuchungen mit dem Tonometer (Ziff° 91 d Preugo) mit 4980 DH‚

eingehende anatomische Augenuntersuchungen einschließlich der

Untersuchung mit dem Augenspiegel (Ziff° A 501 der Liste) nur
noch wie eingehende‚ das gewöhnliche Maß übersteigende physikali—

sche Untersuchungen der Brust— und Bauchorgane (Ziff° 19 Preugo)

mit 3,20 DM vergübt„

Entgegen der Ansicht der beklagten KÄV waren die in der Liste
der KBV enthaltenen analogen Bewertungen als solche für die
Mitglieder der Beklagten nicht verbindlich°
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Allerdings kann auch die KBV unter bestimmten Voraussetzun—

gen verbindliche Regelungen für die in ihr zusammengesehlos—

senen KÄVen der Länder und deren Mitglieder treffeno So kann

sie z„Bo durch Gesantvcrträge mit den überregionalen Kranken—
kassen die Vergütung der für diese erbrachten k ssenärzt— ‘

lichen Leistungen regeln und dabei für die KÄVCn, deren Mit—

glieder an der Erbringung der Leistungen beteiligt sind? '

Rechte und Pflichten begründen (vgl„ 5 368 g ibs° 3 RVO)o
Darüberhinaus ist der KBV auch nicht grundsätzlich verwehrt?

die Rechtsstellung der Mitglieder der einzelnen KäVen un—
mittelbar —normativ— zu regeln° Dies ist zoBo geschehen im

Bundesmantelvertrag vom Jahre 1959? der die Rechte und

Pflichten der Kassenärztc bei der Behandlung Von Versicher—

ten in Ergänzung der gesetzlichen Vorschriften näher fest—

legt (vgl° @ 368 g Abso 2 Satz 2 EVO) und dessen Bestimnun—

gen nach @@368 a Abs° 4, 2° Halbsatz9 und 368 m Abso 2 EVO
für die Kassenärzte verbindlich sind„ Die Befugnis der KBV

zum Erlaß solcher normativen Bestim ungen erstreckt sich

jedoch nicht darauf, in welcher Weise die von den Kranken—

kassen zu entriehtende Gesamtvergütung durch die KÄV unter
ihre Mitglieder verteilt wird() Auch soweit die Gesamtver—

träge über die kassenärztliche Versorgung von der KBV ge—
schlossen werden, die Höhe der von den Krankenkassen zu

entriehtenden Gesamtvergütung also mit der KBV —nicht den

einzelnen KÄVen—vereinbart wird9 ist die Verteilung der Ge—
samtvergütung einschließlich der Festsetzung des dabei

anzuwendenden Verteilungsmaßstabes Sache derjenigen KÄV,

der die Gesamtvergütung zufließt (vgl.° äé 368 f Absc 1 Satz

29 368 n Abso 3 Satz 1 EVO; Hosstenter‚ Das Gesetz über

Kassenarztrecht9 @ 368 n IV 80 296)°

Praktisch wird es zwar in der Regel so sein? daß ein Gebühren—

tarif9 der mit einer Krankenkasse vereinbart wird und der da—

mit die Höhe der von ihr zu entrichtenden Gesantvergütung

maßgeblich bestimmt —unmittelbar, wie im Falle der Einzel—

leistungsvergütung (@ 368 f Abs() 3 EVO)? oder mittel—
bar, wie im Falle der Vergütung nach einem Kepfpauschalep
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dessen Höhe entscheidend von dem durchschnittlichen Jahresbe—

darf eines Versicherten an kassenärztlichen Leistungén abhängt

(@ 368 f Abs„ 2 Nr() 2 RVO)— auch bei der Verteilung der Ge—
samtvergütung angewendet wirdo Reehtlich notwendig ist dies

jedoch nichto Die Gebührensätze, die im Verhältnis zwischen

Krankenkasse und KÄV für die Bemessung der Gesamtvergütung

gelten, brauchen nicht ohne weiteres auch ihrer Verteilung durch

die KÄV unter die einzelnen Kassenärzte zugrundegelegt zu werden„

Von der KBV im Rahmen ihrer sachlichen Zuständigkeit vereinbarte

Gebührentarife oder analoge Leistungsbewertungen —letztere hat

die KBV bisher allerdings im wesentlichen einseitig vorgenommen

(vgl° dazu Liebold‚ WzS 19629 198)—? binden deshalb als solche

nicht die Mitglieder der KÄVen bei der Verteilung der Gesamtver—
gütungo Das gilt auch im vorliegenden Rechtsstreit‚ der die

Frage betrifft9 welcher Anteil an der Gesamtvergütung dem Kläger

für bestimmte von ihm erbrachte Leistungen zustehto Das LSG hat

daher im Ergebnis zutreffend die von der KBV aufgestellte Liste

von analogen Bewertungen nicht als eine normative? die Mitglieder

der Beklagten "aus sich heraus" bindende Regelung der Honorarver—

teilung angesehen° ‘

Die weitere Feststellung des LLG9 die genannte Liste sei auch

durch den Beschluß des Vorstandes der Beklagten vom 240 September

1958 für deren Mitglieder nicht verbindlich geworden9 kann der

Senat nicht überprüfeno Nach Ansicht des LSG ist der Vorstand der

Beklagten nach 5 4 b des HVM vom 250 Februar 1953 nicht zum Er—
laß von normativen Bewertungsbestimmungen ermächtigt gewesen;

wenn dies aber gleichwohl anzunehmen wäre9 hätten nach 5 12 der

Satzung der Beklagten die fraglichen Bewertungsbestimmungen im

Rheinischen Ärzteblatt veröffentlicht werden musseno Das LLG
hat also zur Begründung seiner Entscheidung allein Bestimmungen
(HVM9 Satzung der Beklagten) herangezogen, die weder dem Bundes—

recht angehören noeh über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus

gelteno Die Entscheidung, die das LSG insoweit getroffen hat? ist
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deshalb für das Revisionsgerieht bindend (@ 562 ZPO iVm

@ 162 Abso 2 SGG9 @ 202 SGG; vglo auch Urteil des Senats

vom 24° November 1960, 6 RKa 3/59‚ S0 129 insoweit in SozR

SGG @96 Nr° 14 nicht mitabgedruckt)„ Mit der Feststellung
des L„G wird auch nicht Bundesrecht durch Nichtanwcndung

verletzto Dieses enthält keine Norm9 die den Vorstand der

KÄV zur selbständigen Regelung der Honorarvcrteilung cr—
miichtigt9 oder die der KÄV die Befugnis gibt, Bestimmungen

über die Honorerverteilung auf dem (hier von der Beklegten

gewählten) Wege über Rundschreiben wirksam zu veröffent—

lichen° 'V

lrrevisibel ist ferner die Feststellung des LSG9 ein im

Dezember 1962 ordnungsgemäß im Rheinischen Ärzteblatt ver—
öffentlichter Beschluß der Vertreterversammlung der Beklag—

ten vcm März desselben Jahres habe die Bewertungsbestimmun-

gen der KBV nicht rückwirkend für die streitige Zeit in

Kraft gesetzt° '

Mit dem LSG ist hiernach davon auszugehen? daß die analogen

Bewertungen der KBV vom Jahre 1958 während der streitigen

Zeit9 den° bis Ende 1962, nicht Bestandteil des HVM der Be“
klagten waren, da sie weder "aus sich heraus" normativc

Wirkung hatten noch durch den Beschluß des Vorstands der

Beklagten vom 240 September 1958 in verbindliches Satzunge—

reeht der Beklagten transformiert werden sind; dabei kann

dehinstehenp ob jener Beschluß nicht nur wegen der vom LSG

festgestellten formellen Mängel (fehlende Ermächtigung des

Vorstandes9 ungenügende Veröffentlichung) unwirksam war, _

sondern auch materiell gegen höherrangige Vorschriften der

EVO oder des Grundgesetzes verstieß9 wie der Kläger meinto

Die Vergütung der von ihm bis 1962 erbrachten Leistungen

richtete sich demnach mangels anderer gültiger Bewertungs—

normen nach den Gebührensätzen der Preugo? und da diese für

_
17
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die streitigen Vorrichtungen unmittelbar keine Gebühren auswärf9

nach den Sätzen für "gleichwertige Leistungen" ($ 10 Preugo)°

@ 10 Preugo erläutert nun nicht näher, nach welchen Merkmalen

die Gleichwcrtigkeit verschiedener Leistungen festzustellen isto

Als Anknüpfungspunkt bietet sich insofern von der Sache her zu—

nächst die äußere Beschaffenheit der in Betracht kommenden Ver—

gleichsleistungen ano Bei diagnostischen Verrichtungen9 um die es

sich im vorliegenden Falle handelt9 ist deshalb zu prüfen‚ ob sie

sich auf das gleiche oder ein vergleichbares Untersuchungsobjekt

(Körperorganp—flüssigkeit„—ausscheidung uoä„) beziehen und ob das

Untersuchungsverfahren den gleichen oder ähnlichen Techniken folgt9

ob sich insbesondere der Arzt desselben oder eines artverwandten

Untersuchungsmediums bediento

Indessen weist schon der Wortlaut von @ 10 Preugo ("gleichwertige

Leistungen") daraufhin‚ daß es für die Bewertung der Leistungen

nicht allein und nicht einmal in erster Linie auf ihre äußere

Gleiehartigkeit oder Ähnlichkeit, sondern entscheidend auf ihre
innere "Gleichwertigkeit" ankommto Insofern kann vor allem die

Schwierigkeit der Leistung von Bedeutung sein‚ die sich etwa in

dem Maß
däs

für sie erforderlichen theoretischen ;;issens9 der not—

wendigen Erfahrung und praktischen Geschicklichkeit sowie der mit
ihr verbundenen nervlichen Anspannung ausdrückt, ganz wesentlich
aber auch die Zeit9 die für die Erbringung der Leistung im allge—
meinen aufzuwenden isto Daß neben der äußeren Beschaffenheit einer
Leistung deren Schwierigkeit und der Zeitaufwand die Vergütung
maßgebend beeinflussen9 zeigt sich auch in Bestimmungen der Gebühren—

ordnungen9 die die richtige Einstufung der Leistung innerhalb des für

sie vorgesehenen Gebührenrahmens betreffeno So war nach @ 5 Preugo
die Höhe der Gebühr innerhalb der festgesetzten Grenzen uoao nach

der Beschaffenheit und SchWierigkeit der Leistung zu bemesseno
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5 2 der neuen Gebührenordnung
vom 180 März 1965 nennt da—

neben als Bemessungsfaktor ausdrücklich den Zeitaufwando
_„

Nach @368 f Abs() 1 RVO sind der Verteilung der kassenärzt—
lichen Gesamtvergütung "Art und Umfang" der Leistungen des

Kassenarztes zugrunde zu legen; rechnet man zur "Art" der

Leistung ihre äußere Beschaffenheit und Schwierigkeit? zum

”Umfang" auch den Zeitaufwand, so fordert auch diese Vor—

schrift eine Berücksichtigung der genannten Merkmale°

.

Schließlich ist9 worauf die Beklagte mit Recht hinweist9

bei Bestimmung der "gleichwertigen Leistung" des "Gesamtge—

füge der für ka3senärztliche Verrichtungen vorgesehenen Ver—

gütungen" zu beachteno Welche Leistungciner anderen gleich—

zubewerten ist‚ kann abschließend nur im Blick auf das ge—

samte Tarifsystem einer Gebührenordnung mit ihren gegenein—

ander ausgewogenen Leistungsansätzen beurteilt werden„ In

dieses —als wider3gruchslos vorauszusetzende— System muß sich

eine analoge Leistungsbewertung einordneno Sie darf weder

den Rahmen der für Leistungen derselben Gruppe (Fachgebiet)

vorgesehenen Gebühren sprengen noch das Gleichgewicht stören,

in dem die Gebührensätze der Leistungsgruppen untereinander

steheno

Der einfachste Weg? um Zweifel über die Gleichwertigkeit ver—

schiedener Leistungen auszuschließen, führt über eine nor—

mative Regelung durch die dafür zuständige Stelle° Diese kann

bei ihrer Entscheidung alle Gesichtspunkte9 die nach dem Ge—

sagten für eine analoge Leistungsbewertung maßgebend sind9

gebührend berücksichtigen‚ zumal wenn sie —wie die Vertreter—

versammlung der KÄV bei Beschlüssen über die Verteilung der

kassenärztlichen Gesamtvergütung— auf Grund ihrer personellen

Zusammensetzung die Sachkunde besitzt, um selbst die Yertig—

keit der jeweiligen Vergleichsleistungen richtig zu beurtei—

len und widerstreitende Interessen auszugleichen°
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Ist dagegen die Gleichwertigkeit von Leistungen? für die das

Gebührenverzeichnis keine Ansätze enthält‚ normativ nicht näher

geregelt oder ist eine solche Regelung nicht wirksam? so bleibt

im Streitfall nichts anderes übrig? als den Gerichten die Fest—

stellung der gleichwertigen Leistung zu überlassen° Diese sind

dabei weder an allgemeine Äußerungen der Verwaltung in Gestalt

von Richtlinien oder Verwaltungsanweisungen gebunden noch in der

Nachprüfung von Einzelentscheidungen der Verwaltung beschränkt°

Zwar ist der Begriff der "gleichwertigen Leistung" ein soge—

nannter unbestimmter Rechtsbegriffo Seine Merkmale können jedoch

im Wege der Rechtsauslegung und unter Anwendung der im Gerichts—

verfahren vorgesehenen Beweismittely insbesondere mit Hilfe von

Sachverständigen9 so weit objeküviert werden? daß sich die Frage?

welche Leistungen jeweils als gleichwertig anzusehen sind, mit

hinreichender Sicherheit beantworten läßto Dabei ist zu bedenken?

daß als Vergleichsleistungen in der Regel nur wenige Leistungen

für die engere Wahl in Betracht kommen? unter denen dann diejenige

die gesuchte gleichwertige Leistung ist9 deren Merkmale der neu zu
bewertenden Leistung am nächsten kommeno Daß auch die Gerichte in

der Lage sein müssen, solche “Auswahlentscheidungen” zu treffenf

wird besonders deutlich in den Fällen? in denen der Arzt nicht mit

einem Verwaltungsorgan, sondern etwa einem Privatpatienten über die

Vergütung einer nicht in der Gebührenordnung verzeichneten Leistung

streitet, also für eine Vorentscheidung der Verwaltung9 die in

irgendeiner Weise das Gericht präjudizieren könnte7 kein Raum ist„

Im übrigen hat auch der erkennende Senat schon die Frage nach der

gleichwertigen Leistung im Sinne von 5 10 Preugo in dem bereits

erwähnten Urteil vom 240 November 1960 (6 RKa 3/59)‚ das die ana—
loge Bewertung einer urologischen Leistung betraf (Blasenspiege—

lung mit Blaufunktionsprüfung)9 in vollem Umfangs9 doho ohne Rück—

sicht auf die Vorentscheidung der Verwaltung9 überprüfto Daran ist
—entgegen den von der Beklagten geäußerten Bedenken— festzuhaltenu

Das LSG hat SiCh hiernach mit Recht für befugt gehalten9 selbständig
diejenigen Leistungen der Preugo zu ermitteln9 denen die hier
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streitigen Verrichtungen des Klägers (Spaltlampenunter—

suchungen und eingehende Augenuntersuchungen) gleichzube—

W81tGH waren0 Andererseits hat es mit Recht nicht zugunsten

des Klägers berücksichtigt9 daß die Beklagte die genannten

Vorrichtungen bis-1958 selbst noch mit Gebühren von 6940 DM

und 4‚8o DM bewertet hatte° Die Honorierung der nicht in

der Breugo aufgeführten Leistungen war bis 1958 bei den

einzelnen KÄVen nicht einheitlich gewesen° Gerade dieser
Umstand hatte die KBV im Jahre 1958 veranlaßt‚ eine "bundes—

einheitliche" Liste von analogen Leistungsbewertungen aufzu—

stelleno Irgendeine Bindung gewohnheitsrechtlicher Art? die

die Beklagte hätte hindern können9 im Jahre 1959 ihre Ver—

waltungsübung den in der Liste der KBV enthaltenen Bewertun—

gen anzupassen9 bestand mithin nichto Wenn die neue Bewer—
‘tung rechtmäßig, die bisherige also für den Kläger zu günstig

gewesen wäre9 würde die Änderung auch nicht aus Gründen des

Vertrauenssohutzes für den Kläger zu beanstanden seino

Nicht zu billigen ist indessen —jedenfalls nach den bisher

getroffenen Feststellungen— das Ergebnis9 zu dem das L;G

bei seiner Leistungsbewertung gelangt isto Zwar hat es seine

Entscheidung auf mehrere Gutachten hervorragender Augenärzte

gestützt0 Diese Gutachten sind jedoch insofern unvollständig9

als sie nicht alle Umstände berücksichtigen9 die für die

Frage der Gleichwertigkeit mehrerer Leistungen bedeutsam

sindo Sowohl in den Gutachten von Prof„ CE::::::f:::::z::zz;azz'''''''als auch

in dem späteren Gutachten von Prof() KE1 ; sind ausführlich

nur die äußeren Vergleichsmerkmale der fraglichen Leistungen

behandelt werden, bei der Untersuchung mit der Spaltlampe

vor allem diecptische Eigenart des Untersuchungsverfahrenso

Weniger eingehend haben sich die Gutachter dagegen zur Frage

der Schwierigkeit der von ihnen verglichenen Leistungen ge—
äußerto Überhaupt nicht erörtert haben sie und auch nicht

das LSG die —sehr Wesentliche— Frage des Zeitaufwandeso

#
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Das LSG ist in seinem Urteil auch nicht darauf eingegangen?

wie sich die von ihm für angemessen erachtete Vergütung einer

Spaltlampenuntersuchung mit 6940 DM und einer eingehenden Augen—

untersuchung mit 4980 DM auf das Gesamtgefüge der Preugo mit

ihren aufeinander abgestimmten Bewertungen der Leistungen der

verschiedenen Facharztgruppen ausgewirkt hätteo Das gilt nament—

lich für die Bewertung der Spaltlampenuntersuchung° Sollte diese

etwa? was noch zu klären ist9 heute dergestalt "im Zentrum der augen—

ärztlichen Diagnostik" stehen (vglo Gutachten von Prof„ Custodis

vom 70 März 1961? So 9)? daß eine eingehende Augenuntersuchung in
der Mehrzahl der Fälle eine Spaltlampenuntersuchung einschließt

(vgl° Zusatz zu Ziffo 25 der neuen Gebührenordnung)9 so wäre eine

höhere Bewertung dieber Leistung als die Preugo sonst für eingehen—

de fachärztliche Untersuchungen vorsah —zoBo wurden eingehende

Hals—‚ Nasen— oder Ohrenuntersuchungen mit 4,80 DM honoriert (vglo

Ziffo 113 a Breugo)— nur dann berechtigt, wenn der eingehenden
Augenuntersuchung mit der Spaltlampe ein wesentlich höherer

Leistungswert (Schwierigkeit? Zeitaufwand) beizumessen wäre als
einer sonstigen eingehenden Untersuchung auf einem anderen Fach—

gebieto äre dies dagegen nicht der Fall? würde die Gruppe der

Augenärzte durch eine höhere Bewertung ihrer Leistungen zu Unrecht

bevorzugt und damit das Tarifgefüge der Preugo empfindlich gestört

gewesen sein„

Bevor nicht zu allen diesen Gesichtspunkten die erforderlichen

Feststellungen getroffen sind9 ist der Rechtsstreit nicht zur Ent—

scheidung reifo Der Senat hat die Sache deshalb zu neuer Verhand—

lung undEntscheidung9 auch über die Kosten des Revisionsverfahrens9

an das L;G zurückverwiesen (@ 170 Abs° 2 Satz 2 ET'GG)°Dieses
wird auch zu prüfen haben? ob gemäß einer Anregung der
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Beklagten ein Sachverständiger zu hören ist? der nicht

zum Kreise der Augenfachärzte gehört? oder eine Auskunft

von einer Stelle einzuholen ist‚ die alle ärztlichen

Gruppen repräsentierto
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